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Ändert Corona alles?
Nichts ist momentan mehr wie es war. Die Corona-Pandemie stellt unser Privat- und Be-
rufsleben auf den Kopf. Alle drängen wieder auf Normalität. Aber was wird noch län-
gere Zeit mit Corona und vor allem nach Corona sein?

Klare Antworten gibt es nicht, was in dieser bisher einmaligen Situation aber auch nicht 
verwundern kann. Neben Eindrücken aus der Praxis und wichtigen Informationen für 
die Beschäftigten in der aktuellen Lage, finden Sie in dieser Ausgabe auch erste Ein-
schätzungen zu längerfristigen Auswirkungen aus gewerkschaftlicher Sicht.
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Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein 

34. Nachlieferung, Februas 2020, Gesamtwerk 1.554 Seiten, 119 Euro
Kommunal- und Schul-Verlag GmbH & Co. KG, www.kommunalpraxis.de

Das Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein beinhaltet die Grundla-
gen für das gesamte Verwaltungshandeln des Landes, der Kommunen und 
Körperschaften ohne Gebietshoheit, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts. So sind im Landesverwaltungsgesetz u.a. das Verwaltungsver-
fahren, die Verwaltungszustellung, das Recht der Gefahrenabwehr und die 
Verwaltungsvollstreckung geregelt.

Sinn und Zweck des Kommentars „Landesverwaltungsgesetz Schleswig-
Holstein“ ist es, die landesrechtlichen Bestimmungen in einen überschau-
baren Gesamtzusammenhang zu bringen und sie der Verwaltungspraxis in 
Schleswig-Holstein in einer kompetenten, praxisnahen und allgemein ver-
ständlichen Form nahe zu bringen, wobei immer auf den aktuellen Stand 
des Werks geachtet wird.Damit kann die Verwaltung zielgerichtet Pro-
bleme der Verwaltungsorganisation und des Verwaltungshandelns lösen.
�  

Berichtigung
In der rundschau 1/2020 haben 
wir den Namen des Vorsitzenden 
des Kreisverbandes Rendsburg-
Eckernförde Eggert Steffen in der 
Bildunterschrift vertauscht. Wir 
bitten um Entschuldigung.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

im letzten Leitartikel hat der Unterzeichner noch einen Blick auf insbeson-
dere das „Tarif-Jahr 2020“ geworfen, mit den anstehenden Verhandlungen 
für den Sozial- und Erziehungsdienst und die „große“ Einkommensrunde für 
den TVöD im Herbst.

Nur wenige Wochen später stand fest, dass nicht nur die „Tarif-Welt“, nein 
der ganze Erdball, aus den Fugen geraten ist: Corona war auch in Deutsch-
land und Europa und nach und nach in der ganzen Welt angekommen. Mit 
„im Gepäck“ – einschneidende Entscheidungen für Bürger*innen, Unter-
nehmen und den gewohnten Verwaltungsgang und Dienstbetrieb in den 
öffentlichen Verwaltungen.
Zu den Sorgen um die eigene Gesundheit und die Gesundheit der Fami-
lie sind für viele Menschen auch finanzielle Existenzängste gekommen. Ge-
paart mit der verordneten „Isolation“ eine nicht selten „gefährliche“ Mi-
schung.

Aber gerade auch: große Herausforderungen für die Kommunalverwaltung. Große Herausforderungen vor allem 
für die Beschäftigten und Beamt*innen in der Kommunalverwaltung. Denn, um es mit der Gruppe „Queen“ zu 
sagen; „The Show Must Go On!“. Erbringt doch gerade die Kommunalverwaltung mehr als alle anderen Verwal-
tungen eine Vielzahl von unabdingbaren, individuellen Bürgerdienstleistungen.
Und auch wenn mancherorts formuliert wurde, die Verwaltungen seien geschlossen – so war dies doch zu keinem 
Zeitpunkt der Fall. Die Kommunalverwaltung hat funktioniert, wenn auch unter anderen Rahmenbedingungen.
Und gerade jetzt war und ist es auch wichtig, dass die Kommunalverwaltung im „Mehrfachspagat“ zwischen ei-
genem Gesundheitsschutz, Infektionsschutz für die Bürger*innen und der Erbringung von existenziellen Dienstlei-
stungen funktioniert.

Und zu den existenziellen Dienstleistungen gehört weit mehr, als ein nicht unmittelbar Betroffener zu erkennen 
vermag. Kolleg*innen im Bereich der Pflege wurden in den vergangenen zwei Monaten verstärkt auch medial und 
durch Politik benannt. Zu Recht: hat Politik doch hier in den vergangenen Jahren stets mehr „auf die Bremse getre-
ten“ als progressiv unterstützt. Aber, als „Verwaltungsinsider“ wissen doch auch – die Kommunalverwaltung funk-
tioniert nur als Team und oftmals professionsübergreifend:

Es ist immer „gefährlich“ einzelne Berufsgruppen herauszuziehen. Aber, nach rund 2 Monaten „Corona“, wo stün-
den wir, wenn bspw. nicht auch die Jugendämter mit ihren Sozialarbeiter*innen 	 Familien begleitet hätten (nicht 
selten auch ohne die Möglichkeit den Mindestabstand einzuhalten), nicht zahlreiche Kolleg*innen aus der allge-
meinen Verwaltung bereit gewesen wären, die örtlichen Gesundheitsämter zu unterstützten und gerade auch in 
den kommunalen Sozialverwaltungen und im Jobcenter die finanzielle Existenz gewährleistet wurde (ohne die Fra-
ge zu stellen, wie und wann man denn mal Überstunden abbauen könnte), der Rettungsdienst unter Einsatz der ei-
genen Gesundheit und unter erschwerten Bedingungen weiter funktioniert hätte (teilweise sogar unter faktischem 
Gehaltsverzicht durch Schichtplanänderungen) und die Kita-Beschäftigten nicht gleichermaßen im Rahmen der 
Notbetreuung einen auch gerade jetzt unverzichtbaren Beitrag zur Aufrechterhaltung des Gemeinwesen  geleistet 
hätten (oftmals unter Zurückstellung eigener Sorgen und Ängste). Weitere Beispiele ließen sich problemlos zusätz-
lich anführen!

Ich habe nie einen Hehl daraus gemacht, dass ich ein „Fan“ der Kommunalverwaltung bin, allerdings mit dem 
Wort „Stolz“ schon grundsätzlich immer so meine Schwierigkeiten hatte. Aber aktuell fällt es mir leicht zu sagen: 

„Ich bin stolz auf meine Kolleg*innen im Kommunaldienst – Danke für Ihr/Euer Engagement!“

Herzliche, kollegiale Grüße und die besten Wünsche für die Gesundheit!

(Christian Dirschauer)
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Aus den Regionalverbänden

Aufgeschoben ist nicht aufgehoben - Aktivitäten der Regionalverbände
Die Covid-19-Pandemie hat uns alle sehr im Griff. Ob im beruflichen Umfeld, in der Familie oder auch bei uns in der 
komba gewerkschaft schleswig-holstein. Nichts läuft so, wie wir es bisher gewohnt waren.

Es gelten Abstandsregelungen und Versammlungsver-
bote. Und dies gilt natürlich auch für unsere Gewerk-
schaftsarbeit. Betroffen sind insbesondere die Vorstands-
sitzungen und vor allem die Mitgliederversammlungen. 
Diese können in dieser Zeit natürlich nicht stattfinden, 
was wir sehr bedauern. Ebenso auch die vielen Aktivi-
täten, wie beispielsweise gemeinsame Ausflüge, Besich-
tigungen und sonstige Zusammenkünfte der Regionalver-
bände. Viele bereits geplante Termine mussten abgesagt 
werden. Aber wie heißt es so schön: “Aufgeschoben ist 
nicht aufgehoben”. Sobald es wieder erlaubt ist, werden 
diese Termine nachgeholt. 

Dennoch läuft die Gewerkschaftsarbeit auch in diesen be-
sonderen Zeiten weiter. Ob es Anfragen speziell zu Coro-
na-Themen sind: Kurzarbeit, Urlaub - wir stehen Ihnen 
als unser Mitglied bei diesen Fragen gern zur Seite. Auch 
nehmen wir Ihre Interessen gegenüber den Tarifvertrags-
partnern, dem Gesetzgeber und den Arbeitgebern oder 
Dienstherren weiter war.
Manches wird über Videokonferenzen erledigt, anderes 
über Telefonkonferenzen. 

Nun ging von der komba-Bundesebene auch eine Informa-
tion heraus, dass zum Beispiel auch Mitgliederversamm-
lungen nach einer Gesetzesänderung online stattfinden 
dürfen - selbst wenn eine Vereinssatzung das bisher gar 

nicht vorgesehen hat. Da kann man sehen, wie schnell wir 
uns persönlich anpassen müssen und auch die Rechtslage 
auf die gegebenen Umständen einstellt. Und wenn diese 
Online-Kommunikation erst einmal “normal” geworden 
ist, werden uns Online-Konferenzen im Rahmen der Digi-
talisierung in Zukunft sicher stärker begleiten.

Doch wir müssen aufpassen: eine Präsenzveranstaltung, 
bei der man sich persönlich gegenüber sitzt und sich di-
rekt in die Augen sehen kann, ist doch irgendwie etwas 
anderes als ein kleines Bildschirmbild von einem be-
kannten Gesicht mit einem Headset (Sprechgarnitur) auf 

dem Kopf. Und nebenbei: Bei einer komba Mitgliederver-
sammlung auf örtlicher oder regionaler Ebene gibt es zu-
meist einen leckeren Imbiss. Und so können auch wir der 
örtlichen Gastronomie helfen.

Kurzum: 
Wir als Kombaner stehen weiter zusammen und vertre-
ten unsere gemeinsamen Interessen. Wir legen auch 
in Zukunft großen Wert auf Präsenz-Zusammenkünfte. 
Sobald es wieder erlaubt ist, werden die Regionalver-
bände Sie wieder wie gewohnt zu Versammlungen, zum 
persönlichen Klönschnack, zum Essen und zum lockeren 
Austausch einladen - versprochen!
� TD  
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Informationen von der Landes- und Bundesebene

Gewerkschaftsarbeit in der Corona-Krise: 

Rechtsberatung jederzeit sichergestellt, Geschäftsstelle immer besetzt!
Für uns alle war und ist die der-
zeitige Situation neu und in dieser 
Form ja noch nie da gewesen. Wir 
haben daher als Geschäftsstelle, um 
möglichen Quarantänen der gesam-
ten Geschäftsstelle vorzubeugen, 
unser Büro täglich immer nur mit 
einem Teil unseres Teams besetzt. 
So gut es uns möglich war, konnten 
wir so durchgängig entsprechende 
rechtliche Auskünfte erteilen. Wenn 
auch für uns vieles neu ist und für es 
für diese Situation ja auch noch kei-
ne umfassende Rechtssetzung und 
-sprechung gibt.

Aus unserer Sicht waren nach den 
bisherigen Rückmeldungen die Ver-
hältnisse in den Alten- und Pflege-
heimen besonders dramatisch. Be-
sonders negativ auffällig waren hier 
die privatisierten Einrichtungen. Aus 

den Mitteilungen können wir bis-
her den Schluss ziehen, dass hier die 
sinnvollen und vorgeschlagenen Si-
cherheitsvorkehrungen oftmals kein 
Gewicht bei den Verantwortlichen 
hatte. Wir benötigen daher Rück-
meldungen was hier negativ aufge-
fallen ist. 

Rückmeldungen hätten wir gerne 
aber aus allen Bereichen! Schreibt 
uns das bitte per Mail an: 

info@komba-sh.de
Wir werden es sammeln und aufbe-
reiten und als gewichtige Stimme in 
den politischen Raum und bei den 
Verantwortlichen einbringen. Wir als 
komba gewerkschaft haben hier ge-
meinsam mit dem dbb Gewicht! An 
uns kommen die nicht vorbei!!! Nie-
mand aus dem politischen Raum hat 
so viele Informationen wie wir sie 

jetzt sammeln und gebündelt weiter-
leiten können. 

Ihr, die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst und insbesondere bei den 
Kommunen, seid jetzt wichtig, und 
zwar nicht nur weil Ihr erneut dafür 
sorgt, dass unser Staat funktioniert. 
Natürlich wird es jetzt in öffentlichen 
Kommentaren wieder einmal Kritik 
am öffentlichen Dienst im Gegensatz 
zur freien Wirtschaft geben. Lassen 
wir uns dadurch nicht frustrieren. 

Wir als komba gewerkschaft werden 
uns weiter für Eure Interessen ein-
setzen und bei den Entscheidungs-
trägern sozusagen den „Finger in 
die Wunde“ legen. Wir kümmern uns 
weiter um Eure Interessen, in der Kri-
se und auch nach „Corona“!!
� JP  

Auf ein Wort
Die Corona-Krise hat den öffentlichen Dienst fest im Griff – oder sollte es nicht besser heißen: Der öffentliche Dienst 
hat die Corona-Krise fest im Griff?!

Denn mal wieder ist es der öffent-
liche Dienst, der dafür sorgt, dass 
eine für die Menschen sehr belasten-
de Phase so gut wie möglich bewäl-
tigt wird. Mal wieder wird deutlich, 
dass politische Beschlüsse rein gar 
nichts wert sind, wenn sie nicht zu-
verlässig und professionell umge-
setzt werden. Die Kolleginnen und 
Kollegen sorgen jetzt zum Beispiel 
dafür, dass die Notbetreuung in Kin-
dertagesstätten funktioniert, dass 
die ordnungspolitischen Vorgaben 
umgesetzt werden, dass die Versor-
gung in Krankenhäusern und Pfle-
geeinrichtungen gewährleistet ist, 
dass die dringend benötigten Hilfen 
für Unternehmen sowie Bürgerinnen 
und Bürger gewährt werden und 
dass viele individuelle Problemlagen 
bestmöglich gelöst werden. 

Hinzu kommen die üblichen Aufga-

ben, die nicht etwa wegfallen, son-
dern häufig unter erschwerten Be-
dingungen fortgeführt - oder zur Not 
eben vorübergehend liegengelas-
sen - werden müssen. Nicht selten 
setzten sich Beschäftigte selbst er-
heblichen Infektionsrisiken aus, weil 
in vielen Bereichen körperliche Nähe 
gar nicht vermieden werden kann – 
stellvertretend für viele sei der Ge-
sundheitssektor genannt.

Flexibilität, Pflichtbewusstsein und 
Professionalität ist im gesamten öf-
fentlichen Dienst gefragt - und wird 
auch geboten. Doch das wird insbe-
sondere außerhalb von Krisenzeiten 
von der Politik und der Öffentlichkeit 
gern schnell wieder vergessen. Und 
damit leider oft auch das Erfordernis, 
faire Bedingungen zu schaffen. 

Doch diese fairen Bedingungen brau-

chen wir dringend, um einen bestän-
dig funktionierenden Staat zu ge-
währleisten. Das wird jedenfalls 
nicht gelingen, wenn nach der Krise 
in weiten Teilen der Privatwirtschaft 
wieder Partystimmung aufkommt 
und wir daran mal wieder nicht teil-
haben dürfen - aber zur Beseitigung 
jeglicher Katerstimmung hochmoti-
viert antreten sollen.

Auf der anderen Seite dürfen wir ei-
nen anderen Aspekt nicht ausblen-
den: In diesen Krisenzeiten wird nicht 
nur die Bedeutung des öffentlichen 
Dienstes sichtbar, sondern auch die 
verhältnismäßig gute Absicherung 
der meisten dort Beschäftigten – üb-
rigens ebenfalls eine wichtige Vo-
raussetzung für Beständigkeit.

Die Kombi macht’s. Und natürlich: 
die komba macht’s!� KT  
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Entscheidungen zu Forderungen und Terminen stehen noch aus:

Einkommensrunde 2020 – alles ist möglich
Eigentlich standen die Termine für die Festlegung der Forderungen und für die Verhandlungen mit den Arbeitgebern 
bereits fest. Doch Corona versieht auch die diesjährige Einkommensrunde für Bund und Kommunen mit einigen Fra-
gezeichen. Wie die Forderungen beziehungsweise das gewerkschaftliche Vorgehen aussehen sollen, wird Anfang 
Juni von den zuständigen Gremien entschieden. Die Diskussionen sind auch in der komba bereits angelaufen.

Vielschichtige strategische Überlegungen

Einerseits haben die Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes, die sich in der gegenwärtigen Situation häufig weit 
über das normale Maß einbringen, eine positive Einkom-
mensentwicklung verdient. Andererseits dürfte es zumin-
dest in Teilen der Gesellschaft nicht gut ankommen, wenn 
der öffentliche Dienst zulegt, während in anderen Wirt-
schaftsbereichen existenzbedrohende Situationen vor-
herrschen. Und die öffentlichen Arbeitgeber sehen sich 
mit sinkenden Steuereinnahmen und anderen Einnah-
meausfällen konfrontiert – eine denkbar schlechte Aus-
gangslage für die Finanzierung höherer Personalkosten. 
Nach den jüngsten Prognosen muss mit dem schwersten 
Wirtschaftseinbruch seit Gründung der Bundesrepublik 
gerechnet werden.

Zur Ausgangslage gehört auch, dass derzeit unklar ist, 
ob, wann und in welchem Umfang überhaupt wieder Ak-
tionen zur Durchsetzung von Forderungen möglich bezie-
hungsweise zulässig sind. Auch im nächsten Jahr gäbe es 
unabhängig von Corona Besonderheiten zu beachten: Die 

eigentlich wichtige Rolle des Bundesinnenministers wird 
mit der Frage nach den Auswirkungen der in 2021 anste-
henden Bundestagswahlen konfrontiert. Zudem ist zu be-
achten, dass dann auch die Einkommensrunde der Län-
der ansteht.

Mehrere Szenarien im Rennen

Die Tarifrunde 2020 ist keineswegs abgeschrieben. Denk-
bar ist neben einer regulären Durchführung auch eine 
Konzentration auf die Weiterentwicklung von Tarifverträ-
gen, wobei der Schwerpunkt dann nicht auf lineare Er-
höhungen der Tabellen liegt. In Frage könnte auch eine 
Verschiebung oder Teilverschiebung der Verhandlungen 
kommen. In diesem Zusammenhang spielen Laufzeiten 
natürlich eine wichtige Rolle.

Wie gesagt: die Diskussion läuft und die Entscheidungen 
werden fallen. Aber auf eines können sich die Mitglieder 
schon jetzt verlassen: komba und dbb werden die Argu-
mente und Szenarien sorgfältig abwägen und alles ge-
ben, um die bestmögliche Lösung zu erreichen.� KT  

Fortzahlung des Entgelts beziehungsweise der Besoldung
Für viele Beschäftige sind Fragen aufgetreten, ob die Bezüge in der aktuellen Lage gefährdet werden könnten. 
Grundsätzlich lässt sich sagen, dass innerhalb des öffentlichen Dienstes eine gute Absicherung besteht. Die Bezüge-
fortzahlung im öffentlichen Dienst ist in den meisten Konstellationen gewährleistet, wenn die Beschäftigten nicht 
arbeiten können, sollen oder dürfen. Entsprechende Ansprüche bestehen insbesondere aufgrund der Regelungen 
zur Fortzahlung im Krankheitsfalle, aufgrund der Entschädigungsregelungen im Infektionsschutzgesetz oder der er-
klärten Freistellung unter Fortzahlung der Bezüge. Allerdings gibt es einige Ausnahmen beziehungsweise Besonder-
heiten, die wir kurz skizzieren.

Wenn Beschäftigte nicht auf Initia-
tive des Arbeitgebers / Dienstherrn 
oder durch behördliche Anordnung, 
sondern lediglich auf ihren eigenen 
Wunsch von der Arbeit freigestellt 
werden (ohne Urlaub oder Zeitaus-
gleich zu nutzen), besteht grundsätz-
lich kein Anspruch auf Fortzahlung 
der Bezüge. Es würde sich um eine 
unbezahlte Freistellung oder unbe-
zahlten Sonderurlaub handeln.

Wenn Beschäftigte nicht bzw. nicht 
rechtzeitig zur Arbeit kommen kön-
nen (zum Beispiel problematische 
Urlaubsrückkehr wegen gestrichener 
Flüge), ist die Bezügefortzahlung ge-
fährdet. Das Wegerisiko liegt bei den 

Beschäftigten. Wir appellieren aber 
an die Arbeitgeber, in derartigen Fäl-
len pragmatische Wege zu gehen 
und das Einkommen nicht zu gefähr-
den.

Weitere Sondersituationen können 
bei Tarifbeschäftigten in Quarantä-
nesituationen entstehen: Nach Ab-
lauf einer sechswöchigen Frist mit 
einem Zahlungsanspruch entspre-
chend des bisherigen Entgeltes ent-
steht ein Folgeanspruch auf / analog 
eines gedeckelten Krankengeldes. 
Zudem greifen bei Quarantänemaß-
nahme im Ausland nicht die hiesigen 
Fortzahlungsregelungen, sofern kei-
ne tatsächliche Erkrankung vorliegt. 

Auch hier appellieren wir an die Ar-
beitgeber, auf der Grundlage des 
Fürsorgegedankens das Entgelt un-
geachtet dessen fortzuzahlen.

Schließlich ist auf die – ebenfalls nur 
bei Tarifbeschäftigten – theoretisch 
und nur unter bestimmten Voraus-
setzungen denkbare Kurzarbeit hin-
zuweisen. Hierzu bitten wir gegebe-
nenfalls um Beachtung der speziellen 
Informationen.� KT  

komba gewerkschaft

Nähe ist 
unsere Stärke
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Corona und die Auswirkungen bei der Arbeit

Beispiel Jobcenter  (Stand 30.04.2020)

Wir alle befinden uns seit dem 16.03.2020 in einer Ausnahmesituation. Beruflich und persönlich. Niemand soll be-
haupten, dass diese Situation keine Auswirkungen auf ihn persönlich habe. Ich möchte den Blick aber insbesondere 
darauf lenken, welche Leistungsfähigkeit und Flexibilität wir alle im öffentlichen Dienst beweisen, obwohl man uns 
doch nachsagt, dass wir ein träger Verein seien. Stimmt nicht!

Natürlich kennen wir alle auch Men-
schen in unserer Arbeitswelt, denen 
es bisher nicht gelingt, sich von alter 
Arbeitsweise zu lösen und sich den 
aktuellen Herausforderungen mit 
der notwendigen Flexibilität zu stel-
len. Aber davon kenne ich auch au-
ßerhalb unserer Welt im öffentlichen 
Dienst genug.

Seien wir also gern angemessen stolz 
auf das, was wir alle zusammen - ins-
besondere aktuell - leisten.

Um das zu verdeutlichen ein ganz 
kurzer Abriss dessen, was in den Job-
centern so passiert ist:

Am 16.03.2020 oder spätestens im 
Lauf der 12. Kalenderwoche erfolgte 
landesweit die Schließung aller Job-
center aufgrund der bekannten Co-
rona-Regelungen. Die Arbeit wurde 
sehr schnell umgestellt. In 
den Jobcentern gibt es in 
der Regel rund 30 % Per-
sonal, welches sich „vor 
Corona“ ausschließlich 
mit Fragen der Integrati-
on von Menschen in sozi-
alversicherungspflichtige 
Beschäftigung befasst hat. 
Die damit verbundenen 
vielfältigen persönlichen 
Gespräche mit der Kund-
schaft sind derzeit so gut 
wie ausgesetzt. Stattdes-
sen beschäftigt sich dieses 
Personal mit der Unterstüt-
zung der Beschäftigten, die 
sich um die Sicherung des 
Lebensunterhalts 
kümmern.

In den ersten sieben Wochen der 
Schließung ist zu beobachten, dass 
sich das Antragsaufkommen verviel-
facht. Zum Beispiel ist eine Verzehn-
fachung des Antragsvolumens im 
Bereich der vormals selbständig tä-
tigen Menschen zu verzeichnen. Ins-

gesamt hat sich das Antragsvolumen 
verfünffacht. Eine immense Heraus-
forderung also im Hinblick auf die 
Menge der zu bewältigenden Arbeit. 
Die Auszahlung von berechtigten 
Leistungsansprüchen hat absoluten 
Vorrang und wird aktuell noch im-
mer gut bewältigt. Hier zeigt sich 
ganz plakativ, dass der Staat gerade 
an dieser Stelle existenziell notwen-
dig ist für die Menschen. 
Mittelfristig wird aber wohl die Neu-
einstellung von weiterem Personal 
unumgänglich werden, um die Auf-
gabe auch weiterhin zu bewältigen. 
Die inzwischen erfolgten gesetz-
lichen Anpassungen und Vereinfa-
chungen machen die Arbeit zwar we-
niger komplex, dennoch müssen die 
Anpassungen stets auch verarbeitet 
und angewendet werden. Eine zu-
sätzliche Herausforderung.

Manche Kollegin und mancher Kol-
lege stellte sich zudem früh auf Be-
ratung von Kundschaft per Telefon 
ein. Posteingänge werden von ande-
ren Kolleginnen und Kollegen täglich 
mehrfach gesichtet und gegebenen-
falls sofort eingescannt, damit per e-
Akte umgehend in eine Bearbeitung 
eingestiegen werden kann. Dafür 

mussten teilweise erst noch die tech-
nischen Voraussetzungen geschaffen 
werden.

Die Information für Kundinnen und 
Kunden ist stets aktuell zu halten, 
dafür bietet sich vor allem der Inter-
netauftritt an. Die entsprechende Öf-
fentlichkeitsarbeit wird geleistet und 
es funktioniert!
Für Risikogruppen und zwecks Mi-
nimierung des allgemeinen An-
steckungsrisikos in Liegenschaften 
(Schaffung von Einzelbüros) gibt es 
vermehrt Arbeit im Rahmen von Ho-
meoffice. Man musste sich zunächst 
mit Engpässen im Hinblick auf tech-
nische Zugangsmöglichkeiten aus-
einandersetzen, die aber innerhalb 
weniger Wochen durch die Zurverfü-
gungstellung von deutlich mehr Da-
tenverarbeitungskapazitäten beho-
ben werden konnten. Da konnte die 

IT- Abteilung des Partners 
Bundesagentur für Arbeit 
sehr effektiv unterstützen.

Neue Arbeitszeitmodelle 
konnten mit den zuständi-
gen Personalvertretungen 
vereinbart werden und im 
ständigen Austausch wird 
weiterhin nach passenden 
Lösungen gesucht, um den 
Beschäftigten in der aktu-
ellen Situation einen best-
möglichen Rahmen bei 
den Arbeitsbedingungen 
zu schaffen. 

Man muss sich zudem ganz 
aktuell damit auseinander-

setzen, welche Dinge es bei einer 
Wiedereröffnung der Dienststellen 
für Publikumsverkehr zu bedenken 
gibt. Welche Zwischenschritte sind 
gegebenenfalls sinnvoll?

Es stellt sich heraus, dass im Dialog 
sehr pragmatische Lösungen gefun-
den werden können und die beste 
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Haltung ist zu akzeptieren, dass nie-
mand die beste Lösung in der Tasche 
hat, sondern diese durch ein kluges 
Miteinander entsteht. Hier unter-
stützt auch die komba gewerkschaft 
die Gremien vor Ort mit sachdien-
lichen Informationen.

Das Virus wird noch monatelang für 
eine gesamtgesellschaftliche Aus-
nahmesituation sorgen und wir kön-
nen uns wohl schon heute darauf ein-
stellen, dass wir nach überstandener 

Viruskrise unser „altes (Arbeits-)Le-
ben“ nicht zurückbekommen. 

Wir werden uns mit ziemlicher Si-
cherheit auch mit einer Debatte 
beschäftigen müssen, die zum In-
halt hat, dass die knappen Ressour-
cen in unserer Gesellschaft neu ver-
teilt werden müssen. Um nicht, wie 
in der Vergangenheit üblich, als öf-
fentlicher Dienst (heute noch der 
gesellschaftliche Anker in der Krise) 
die Melkkuh zu sein für die Interes-

sen anderer, wird es auf starke Ge-
werkschaften ankommen, die ge-
staltungs- und kompromissfähig sind 
und die immer wieder gegenüber Po-
litik und Öffentlichkeit herausstellen, 
dass die Investition in einen starken 
und handlungsfähigen Staat eine 
kluge Investition ist.

Diese Aufgabe gelingt vor allem 
dann gut, wenn wir noch mehr von 
unseren Kolleginnen und Kollegen 
davon überzeugen, bei der Gewerk-
schaftsarbeit dabei zu sein.� StS  

Auswirkungen der Corona-Pandemie:

Die Arbeit in den Dienststellen wird neu organisiert
Mal eben eine Dienststelle schließen und die Dienstleistungsangebote komplett einstellen, das ist im öffentlichen 
Dienst in aller Regel nicht möglich. Gerade deshalb müssen die Arbeitsabläufe so umorganisiert werden, dass sie so 
gut wie möglich an die Auswirkungen der Pandemie angepasst werden. Dazu gehört auch das Austarieren, welche 
Änderungen die Beschäftigten selbst gestalten können und welche die Arbeitgeber anordnen können.

Dabei kommt es nicht nur auf die Re-
gelungen in den einschlägigen Ge-
setzen und Tarifverträgen an. Von 
besonderer Bedeutung ist auch, wie 
die daraus resultierenden flexiblen 
Möglichkeiten vor Ort in Dienst- be-
ziehungsweise Betriebsvereinbarun-
gen umgesetzt werden.

Lieber zu Hause bleiben?

Das ist das Motto, das derzeit überall 
zu sehen, zu hören und zu lesen ist. 
Doch im Arbeitsleben können die Be-
schäftigten nicht eigenmächtig ein-
fach zu Hause bleiben, um sich am 
Arbeitsplatz keinem Infektionsrisiko 
auszusetzen. Denn die Dienst- bezie-
hungsweise Arbeitspflicht wird durch 
ein allgemeines Infektionsrisiko nicht 
automatisch reduziert oder sogar 
ausgesetzt.

Häufig wird ein Fernbleiben von der 
Dienststelle beziehungsweise die 
Einschränkung von Präsenzzeiten 
jedoch bereits vom Arbeitgeber in-
itiiert. Soweit dies nicht der Fall ist, 
können Beschäftigte, die dennoch 
zu Hause bleiben möchten, auf ih-
nen zur Verfügung stehende Mög-
lichkeiten der flexiblen Arbeitszeit 
zurückgreifen. In Frage kommen die 
Nutzung von Zeitguthaben, Erho-
lungsurlaub oder gegebenenfalls das 
Homeoffice.

Ein weiteres mögliches Szenario 
sind natürlich Anordnungen der Ge-
sundheitsbehörden auf der Grundla-
ge des Infektionsschutzgesetzes. Sie 
können eine Dienststelle gegebenen-
falls ganz oder teilweise schließen 
sowie Beschäftigte unter Quarantä-
ne stellen und ein berufliches Tätig-
keitsverbot aussprechen.

Ein Schub für das Homeoffice

In vielen Dienststellen wird auf das 
Homeoffice gesetzt. Die Initiative 
kann vom Arbeitgeber aber auch 
von den Beschäftigten ausgehen, ei-
nen grundsätzlichen Anspruch auf 
Homeoffice gibt es jedoch (noch) 
nicht. Viele Arbeitgeber haben etli-
che neue Laptops angeschafft und 
weitere technische Voraussetzungen 
geschaffen, zum Beispiel die Einrich-
tung von VPN-Tunnels. Die IT-Kräf-
te arbeiten häufig an der Leistungs-
grenze.

Mit dem Home-
office werden 
viele positive und 
negative Erfah-
rungen gesam-
melt, dabei fühlt 
sich die kom-
ba gewerkschaft 
mit ihren bereits 
seit längerem 

bestehenden Positionen bestätigt – 
es gibt Chancen und Risiken und es 
bestätigt sich, dass vielerorts Digi-
talisierungsprozesse bislang noch in 
den Kinderschuhen stecken.

Zudem kann das Homeoffice nicht 
überall zum Einsatz kommen kön-
nen. Allein schon deshalb, weil viele 
Aufgaben noch nicht einmal vorü-
bergehend in die eigenen vier Wän-
de verlegt werden können. Feu-
erwehr, Rettungsdienst und die 
Müllabfuhr sind Beispiele dafür. Die-
se Aufgabenbereiche dürfen aber bei 
der zeitgemäßen Weiterentwicklung 
der Arbeitsorganisation nicht igno-
riert werden.

Veränderung der Arbeitszeiten

Fragen der Arbeitszeitgestaltung 
haben derzeit fast flächendeckend 
Hochkonjunktur. Der Arbeitgeber 
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könnte je nach der konkreten Situa-
tion Änderungen in zwei Richtungen 
anstreben: Denkbar ist das Ziel ei-
ner Ausweitung der Arbeitszeit, weil 
durch den Ausfall von Kolleginnen 
oder Kollegen beziehungsweise 
durch erhöhten Arbeitsanfall (zum 
Beispiel in Gesundheitsämtern) Eng-
pässe entstehen. Denkbar ist aber 
auch das Ziel einer Reduzierung der 
Arbeitszeit, weil der jeweilige Auf-
gabenbereich zurückgefahren wur-
de (zum Beispiel in Schwimmbädern, 
Museen oder bestimmten Verwal-
tungsdienstleistungen). Natürlich 
haben – wie dargestellt – auch viele 
Beschäftigten in der gegenwärtigen 

Situation Wünsche, ihre Arbeits-
zeiten vorübergehend zu verändern.

Die in den Gesetzen und Tarifverträ-
gen eröffneten Spielräume betreffen 
zum Beispiel die Verteilung der Ar-
beitszeit. Die regelmäßige wöchent-
liche Arbeitszeit muss nicht zwangs-
läufig starr in jeder einzelnen Woche 
erfüllt werden, sondern im Durch-
schnitt während eines längeren Zeit-
raumes (in der Regel bis zu einem 
Jahr); es ist also denkbar, die Arbeits-
zeit zu reduzieren oder auszuweiten, 
wenn in den Folgewochen ein Aus-
gleich erfolgt; die bestehenden Ar-
beitszeitschutzvorschriften sind da-

bei selbstverständlich einzuhalten.

Ergänzend weisen wir darauf hin, 
dass die Anordnung von Überstun-
den und Mehrarbeit möglich ist, 
wenn dafür die Voraussetzungen 
erfüllt sind. Dagegen ist die Anord-
nung von Zwangsurlaub nicht zuläs-
sig, wie auch die Verpflichtung zum 
Abbau von Zeitguthaben auf einem 
Arbeitszeitkonto, jedenfalls wenn die 
Beschäftigten das Dispositionsrecht 
haben.

Maßgebend sind wie so oft die jewei-
ligen Regelungen in Dienst- und Be-
triebsvereinbarungen.� KT  

Home-Office in diesen Zeiten: 

Theorie und Praxis
Wir im öffentlichen Dienst sorgen wieder erneut dafür, dass unser Staat funktioniert. Viele arbeiten oder wollen zu-
mindest von zu Hause arbeiten. In der so genannten freien Wirtschaft ist das wohl nicht ganz so problembeladen 
wie im öffentlichen Dienst. 

Was sind die Hauptprobleme? Es 
sind nicht nur langsame Datenver-
bindungen in ländlichen Regionen. 
Es beginnt schon mit der Ausstat-
tung der elektronischen Datenver-
arbeitung. Also welche Computer 
werden in der öffentlichen Verwal-
tung genutzt und wann wurden sie 
angeschafft. Jede Verwaltungsspit-
ze muss, wenn sie diesen Bereich auf 
den erforderlichen neuen Stand der 
Technik bringen möchte, die kom-
munalen Selbstverwaltungsgre-
mien fragen. Doch mit Geldern, die 
für diesen Bereich dringend benöti-
gt werden, ist nun mal keine Wahl 
zu gewinnen. Insofern sind oft nö-

tige Investitionen immer mal gerne 
verschoben worden. Das rächt sich 
jetzt! Für viele Beschäftigte, die jetzt 
sofort von zu Hause arbeiten wür-
den, ist es schlicht und ergreifend 
technisch nicht möglich. 

Natürlich darf auch der Datenschutz 
nicht zu kurz kommen, aber tech-
nisch hapert es an allen Ecken und 
Kanten. Die Politik auf allen Ebenen, 
insbesondere im kommunalen Be-
reich, sollte jetzt mal erkennen, wie 
wichtig eine Ausstattung mit mo-
dernen elektronischen Datenverar-
beitungsgeräten (Amtssprache ist 
deutsch!) jetzt und auch in Zukunft 

ist. Sich hier bei den Beratungen in 
den kommunalen Gremien bei Inve-
stitionen, die nicht den Haushalt ins 
Schwanken bringen,  zu verzetteln, 
geht am Thema und Problem kom-
plett vorbei. Derartige Investitionen 
sind gewinnbringend! 

Wir werden kritisch verfolgen, wie 
nach dieser „Krise“ die Politik in Stadt 
und Land das Thema ernst nimmt 
und positive Lehren daraus ziehen 
wird. Wir im öffentlichen Dienst wol-
len unserem Staat und unserer Ge-
sellschaft dienen - wenn wir könnten 
wie wir wollten!
� JP  

Tarifvertrag zur Kurzarbeit steht:

Schutz vor sachwidriger 
Kurzarbeit besonders wichtig

„Was hat denn Kurzarbeit im öffentlichen Dienst zu suchen? Dort 
wird doch die gerade in Krisenzeiten unverzichtbare Funktion des 
Staates gewährleistet!“ Dieser Überzeugung dürften die meisten 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes sein – und zwar zu Recht! 
Dennoch war es erforderlich, für ganz bestimmte Bereiche des öf-
fentlichen Dienstes gewissermaßen einen Schutzschirm aufzuspan-
nen. Einen Schutz vor Arbeitsplatzabbau und vor anderen negativen 
Konsequenzen infolge einer zunehmenden Schieflage ihrer Dienststellen beziehungsweise Betriebe. Dabei kann 
Kurzarbeit durchaus hilfreich sein – aber nur wenn sie durch einen guten Tarifvertrag flankiert wird, der gleichzei-
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tig ein Höchstmaß an finanzieller Absicherung und einen Schutz vor einem sachwidrigen Missbrauch gewährleistet. 
Dem dbb ist mit maßgeblicher Unterstützung der komba gegen starke Widerstände der Abschluss eines solchen Ta-
rifvertrages gelungen. Wir haben die wichtigsten Informationen zu diesem „Tarifvertrag COVID“ und den bestehen-
den gesetzlichen Regelungen zusammengefasst. 

Klare Grenzen für die Anwendungs-
möglichkeit

Kurzarbeit kommt für die allermei-
sten Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst nicht in Frage. Für Beam-
tinnen und Beamte scheidet das In-
strument von vorn herein aus, da 
es mit dem so genannten Alimen-
tationsprinzip unvereinbar ist. Aber 
auch für die meisten Tarifbeschäf-
tigten bleibt Kurzarbeit kein The-
ma. Der Tarifvertrag wurde nicht mit 
dem Bund und den Ländern, sondern 
nur mit der VKA, also den kommu-
nalen Arbeitgebern abgeschlossen. 
Selbst dort ist Kurzarbeit in der klas-
sischen Kernverwaltung (wie Ord-
nungs- und Hoheitsverwaltung, Bau-
verwaltung, Personalwesen, auch 
Sozial- und Erziehungsdienst) nicht 
vorgesehen. Vielmehr geht es um 
wirtschaftlich tätige Bereiche, in de-
nen durch die aktuelle Pandemielage 
Arbeit und Einnahmen weggefallen 
sind. Das gilt beispielsweise für The-
ater, Museen, Bäder oder Kultur- und 
Sporteinrichtungen oder in Nahver-
kehrsbetrieben. Auszubildende und 
Ausbildende sind grundsätzlich aus-
genommen.

Ergänzend ist besonders wichtig, 
dass die Arbeitgeber keine „Dau-
erkarte“ für Kurzarbeit erhalten. 
Es geht lediglich darum, auf die ex-
treme Sondersituation im Zusam-
menhang mit der Pandemie reagie-
ren zu können. Der Tarifvertrag trägt 
deshalb nicht nur die Bezeichnung 
„TV Covid“, sondern auch das Ver-
fallsdatum 31. Dezember 2020.

Vergleichsweise hohes Maß 
an Entgeltsicherung

Im Anwendungsbereich des Tarifver-
trages profitieren die betroffenen 
Beschäftigten von einer wertvollen 
ergänzenden Absicherung. Der Ar-
beitgeber muss nämlich dafür sor-
gen, dass die Beschäftigten trotz 
Kurzarbeit 90 Prozent ihres regu-
lären Nettolohnes erhalten. Bis Ent-
geltgruppe 10 sind es sogar 95 Pro-

zent. Zu diesem Zweck muss der 
Arbeitgeber das gekürzte Entgelt be-
ziehungsweise das Kurzarbeitergeld 
entsprechend aufstocken.

So funktioniert Kurzarbeit

Kurzarbeit bedeutet eine Reduzie-
rung der Arbeitszeit (theoretisch bis 
auf null) infolge eines Arbeitsaus-
falls. Der daraus resultierende Netto-
verlust wird von der Bundesagentur 
für Arbeit teilweise ausgeglichen (zu 
60 Prozent, mit Kindern zu 67 Pro-
zent, eine eventuelle Erhöhung war 
zum Redaktionsschluss noch nicht 
abschließend geregelt). 

Kurzarbeit kommt für einzelne Be-
triebe und Dienststellen in Frage. 
Es können auch nur Teile dieser Be-
triebe und Dienststellen sein, jedoch 
nicht beschränkt auf einzelne Be-
schäftigte. Die Kurzarbeit muss den 
Beschäftigten (ab Mai) mindestens 
sieben Kalendertage vorher ange-
kündigt werden.

Die Voraussetzungen des SGB III   
und der Kurzarbeitergeldverordnung 
müssen erfüllt sein. Dies wird von der 
Bundesanstalt für Arbeit geprüft, wo 
der Arbeitgeber das Kurzarbeiter-
geld beantragen muss. 

Während der Kurzarbeit sind Über-

stunden oder Mehrarbeit unzulässig. 
Es wäre widersinnig, Kurzarbeit zu 
praktizieren und dann „hintenrum“ 
wieder aufzustocken. 

Wichtige Rolle der Personalvertre-
tung

Die Rechte der Personalvertretung 
ergeben sich aus dem landesspe-
zifischen Personalvertretungsge-
setz (Personalräte) beziehungsweise 
durch das Betriebsverfassungsge-
setz (Betriebsräte). Allein aufgrund 
der Tatsache, dass Kurzarbeit mit 
Arbeitszeitverkürzungen verbunden 
ist, entstehen entsprechende Beteili-
gungserfordernisse. Aufgrund der im 
Schleswig-Holsteinischen Mitbestim-
mungsgesetz verankerten Allzustän-
digkeit ist die Einführung von Kurz-
arbeit nach unserer Überzeugung 
mitbestimmungspflichtig. Ergän-
zend werden Klarstellungen durch 
den Tarifvertrag vorgenommen. Da-
nach sind die Personalvertretungen 
bei der Umsetzung der Kurzarbeit 
einzubeziehen. Das gilt auch für die 
Ausweitung, Unterbrechung und 
Verlängerung der Kurzarbeit. Der Ar-
beitgeber hat sie in jedem Stadium 
der Kurzarbeit, von der Planung bis 
zur Beendigung, immer umfassend 
zu informieren. Bevor ein Antrag auf 
Kurzarbeit bei der Bundesagentur für 
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ell „Die Corona-Krise be-
einfl usst uns, aber sie 
lähmt uns als Tarif-
partner nicht“, fasste 
dbb Tarifchef Volker 
Geyer das gute Ergeb-
nis der Redaktions-
verhandlungen zum 
TV COVID zusammen. 
„Wir haben Hand-
lungsfähigkeit bewie-
sen und für den kom-

munalen Bereich Regelungen zur Kurzarbeit gefunden, die Sicherheit für 
die Beschäftigten geben. Mit Sicherheit meine ich ganz konkret, dass es 
gelungen ist, 90 beziehungsweise 95 Prozent der Nettoeinkommen zu si-
chern. Außerdem verfügen die Kolleginnen und Kollegen jetzt über einen 
weitreichenden Kündigungsschutz.“ So fasste Geyer ein Verhandlungser-
gebnis zusammen, das grundsätzlich schon vor zwei Wochen stand (siehe 
Flugblatt Kurzarbeit 2020 / Nr. 1). Am Abend des 14. April 2020 hatten die 
Tarifpartner auch die letzten strittigen Punkte geeint. Zum Verständnis des 
TV COVID sind folgende vier Punkte wesentlich:

Die Rahmenbedingungen
1. Die Beteiligungsrechte der Personal- 

und Betriebsräte bleiben gewahrt.
2. Der Tarifvertrag gilt bis maximal zum 

31. Dezember 2020. Er soll nicht für die 
kommunale Kernverwaltung gelten.

3. Der Vertrag wurde mit den kommu-
nalen Arbeitgebern abgeschlossen. Für 
die Länder und den Bund gilt er nicht.

4. Es handelt sich um einen Tarifvertrag, 
der eine Ausnahmesituation regelt. Ein 
Muster für die Zukunft ist er keinesfalls.

Kurzarbeit 2020 / Nr. 2
April 2020

Herausgeber:
dbb beamtenbund 
und tarifunion
Friedrichstraße 169       
10117 Berlin

Verantwortlich:
Volker Geyer
Fachvorstand Tarifpolitik

Fotos: Dirk Guldner, 
Daniela Mortara

Abschluss der Redaktion zum TV COVID

„Sicherheit für 
unsere Mitglieder!“

Volker Geyer und Andreas Hemsing führten für den dbb die TarifverhandlungenVolker Geyer
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Arbeit gestellt wird, ist eine Stellungnahme der Personal-
vertretung einzuholen und dem Antrag beizufügen.

Hätte der Tarifvertrag nicht komplett blockiert werden 
können?

Das wäre natürlich eine Option gewesen – aber nach 
unserer Überzeugung eine schlechte. Denn damit hätte 
weder Kurzarbeit im öffentlichen Dienst flächendeckend 
verhindert noch den Beschäftigten nachhaltig geholfen 
werden können. Zunächst muss festgehalten werden, 
dass sowohl das Betriebsverfassungsgesetz als auch ei-
nige Personalvertretungsgesetze bereits eine pauschale 
Grundlage für Kurzarbeit beinhalten. Deren ungefilterte 
Nutzung würde die Lage der Beschäftigten in den be-
troffenen Ländern deutlich problematischer erscheinen 
lassen; in den übrigen Ländern wäre ein Druck entstan-
den, die Gesetze entsprechend anzupassen. Nur durch 
den Tarifvertrag konnte erreicht werden, dass Kurzarbeit 
begrenzt, befristet und mit einer deutlichen Entgeltauf-
stockung verbunden wird. Andernfalls wären die wirt-
schaftlichen Probleme infolge von Arbeits- und Einnah-

meausfällen auf dem Rücken der Personalvertretungen 
und Beschäftigten ausgetragen worden – bis hin zu be-
triebsbedingten Kündigungen, was unbedingt abgewen-
det werden musste.

Ausnahme bei bestehenden Vereinbarungen

Es gibt einige Fälle, in denen bereits vor dem 1. April be-
triebliche Vereinbarungen zur Kurzarbeit abgeschlossen 
wurden. In diesen Fällen greift der Tarifvertrag lediglich 
soweit korrigierend ein, dass eine Aufstockung des Kurzar-
beitergeldes auf mindestens 80 Prozent zu gewährleisten 
ist. In der Luftverkehrsbranche findet eine entsprechende 
Einschränkung auch auf bis zum 15. Mai abgeschlossene 
Betriebsvereinbarungen Anwendung.

Weitere Details und Fragen im Zusammenhang mit Kurz-
arbeit, zum Beispiel bezüglich Urlaub, Arbeitszeitkonten 
oder befristeter Beschäftigung, können den ergänzenden 
Informationen entnommen beziehungsweise über die ge-
werkschaftlichen Ansprechpartner geklärt werden.
� KT  

Belastungen im Rettungsdienst zu hoch!

komba schreibt dem Präsidenten des Deutschen Landkreistages
Anfang März überreichte der Geschäftsführer der komba gewerkschaft schleswig-holstein, Jens Paustian, ein Schrei-
ben zu der hohen Belastung im Rettungsdienst an den Präsidenten des Deutschen Landkreistages, Landrat Reinhard 
Sager. Die in dem Schreiben aufgeführten Forderungen wurden zuvor insbesondere mit unseren Mitgliedern Volker 
Ketels, Jan Mohr und Stefan Hardt erarbeitet. Auf die Reaktion des Deutschen Landkreistages sind wir gespannt und 
werden weiter berichten.

„Sehr geehrter Herr Landrat Sager, 

die Belastung der Kolleginnen und Kollegen im Rettungsdienst ist zu hoch. Die tariflich vereinbarte 48-Stunden-Wo-
che (Bereitschaftszeiten nach § 9 TVöD) ist angesichts der Entwicklungen der letzten Jahre nicht mehr zeitgemäß 
und sollte u. E. aus verschiedenen Gründen auch durch Initiative der Arbeitgeberseite zumindest verändert werden, 
um den Rettungsdienst zukunftsorientiert aufzustellen. 
Der deutsche Rettungsdienst hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten tiefgreifende Veränderungen erfahren, die 
Belastung und die Verantwortung haben stets zugenommen, die hohe wöchentliche Arbeitszeit aber wurde leider 
nicht angepasst. 

Spätestens mit der Einführung der damals neuen Berufsausbildung Rettungsassistent 1989 hatte eine Entwicklung 
zur Professionalisierung und Spezialisierung des Personals begonnen, die mit Einführung des Notfallsanitäterge-
setzes 2014 und der Ablösung des Rettungsassistenten durch den Notfallsanitäter (NotSan) einen vorläufigen Hö-
hepunkt, aber sicher noch nicht das Ende gefunden hat. 

Der Rettungsdienst und die dort tätigen Notfallsänitäter*innen haben im Jahr 2020 kaum noch etwas gemeinsam 
mit den Bereichen der Rettungssanitäter (RettSan) oder „Krankenwagenfahrer“ der vergangenen Jahrzehnte. In 
den Anfängen des deutschen Rettungsdienstes, die meist in die 1960er-Jahre, regional aber auch deutlich später 
zurückreichen, bestand die Arbeit im Wesentlichen darin, auf den nächsten Einsatz zu warten und dort ggf. auf di-
rekte Anweisung eines (Not-)Arztes einfachste Assistenztätigkeiten auszuführen oder den reinen Transport in eine 
Klinik durchzuführen. Eigenverantwortliches Handeln war nicht vorgesehen und durch den Gesetzgeber auch auf 
ein absolutes Minimum beschränkt. Fahrzeug- und Medizintechnik waren einfach und mit heutigem Standard kei-
neswegs zu vergleichen. Die 48 Stunden konnten bspw. in Schichten zu 24 Stunden in vielen Bereichen gut ge-leistet 
werden. Oft geschah das sogar bis in die 2000er-Jahre ganz oder teilweise sogar ehrenamtlich durch die Hilfsorga-
nisationen (DRK, ASB, Johanniter).
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Diese Zeiten sind vorbei. Der Notfallsanitäter von heute arbeitet weitgehend selbständig, der Notarzt kommt im 
Regelfall nur noch in ca. 10 % der Fälle zum Einsatz. In vielen Einsätzen obliegt die komplette körperliche Unter-
suchung, die Einschätzung, das Erstellen einer Arbeitsdiagnose unter Bezug auf ein oder mehrere Leitsymptome 
sowie die gesamte Behandlung, Stabilisierung, Auswahl einer geeigneten Zielklinik und der Transport unter Wei-
terführung der Überwachung/Behandlung dem RTW-Team, das von einem Notfallsanitäter geleitet wird. Die Be-
handlung umfasst ausdrücklich auch zahlreiche Medikamente, die bspw. durch Standard-Arbeitsanweisungen 
(SAA) auf Grundlage der gültigen Empfehlungen medizinischer Fachgesellschaften (Leitlinien) erstellt wurden und 
eine Orientierungshilfe bieten. Der Einsatz des Notarztes zur Medikamentengabe ist heutzutage eher die Ausnah-
me als die Regel. Selbst hochpotente Schmerzmittel (z. B. Morphium) dürfen, teilweise nach telefonischer Freigabe 
durch einen Arzt direkt vor Ort verabreicht werden. Es versteht sich von selber, dass die Wirkungsweise, korrekte 
Dosierung, mögliche Kontraindikationen, aber auch das sichere Beherrschen möglicher Nebenwirkungen ebenfalls 
in die Verantwortung gehören. 

Diese relativ eigenständige Arbeitsweise des Rettungsdienstes mithilfe von Technik und/oder Medikamenten, aber 
ohne zwingende Anwesenheit des Notarztes, war noch vor wenigen Jahren in Deutschland völlig undenkbar - dank 
verbesserter Ausbildung, erweiterter Kompetenzen und veränderter gesetzlicher Rahmenbedingungen ist sie mitt-
lerweile an der Tagesordnung. 

Es ist aber nicht nur die rein medizinische Verantwortung, die sich in den letzten Jahren deutlich verschoben hat. 
Mindestens zwei weitere Faktoren sorgen dafür, dass die Belastung der Rettungsfachkräfte eine Grenze erreicht 
hat.

Zum einen sind die Anforderungen insgesamt wesentlich komplexer geworden. Auch die mitgeführte medizinische 
Ausrüstung und Technik muss jederzeit sicher beherrscht werden. Trage raus, einladen und Abfahrt - das gibt es 
heute eigentlich nur noch im Fernsehen. Die Realität sieht anders aus. EKG, Beatmungsgerät, zahlreiche Möglich-
keiten zur Messung von Werten und zur Überwachung der Vitalfunktionen kommen standardmäßig zum Einsatz. 
Diese Geräte müssen, genauso wie die Trage und das gesamte Equipment nach dem Einsatz, also vielfach pro 
Schicht, technisch und hygienisch aufbereitet werden. Strenge hygienische Auflagen des Arbeitgebers, die im We-
sentlichen den Empfehlungen des Robert-Koch-Institutes folgen, gehören zum Tagesgeschäft. Die ordnungsgemäße 
Reinigung und Desinfektion des Materials obliegen im Regelfall ebenfalls den Besatzungen. Die Wichtigkeit dieser 
Maßnahmen bekommt unter dem aktuellen Coronavirus in der Öffentlichkeit noch mal einen anderen Stellenwert. 
Die Pflicht zur umfangreichen und nachvollziehbaren Dokumentation nimmt ebenfalls viel Zeit in Anspruch. Dazu 
kommen Einsatznachbesprechungen, notwendige Tätigkeiten zur Abrechnung der erbrachten Leistung nach Rück-
kehr auf die Wache, Materialbestellungen, Management von defekten Geräten, Einholen von Informationen oder 
neuen Anweisungen, Gespräche mit Kollegen und Vorgesetzen etc. 

Allein in der Rettungsdienst-Kooperation in Schleswig-Holstein (RKiSH) sind die Einsätze von 2011 (ca. 120.000) bis 
2018 (ca. 157.000) um ca. 31% gestiegen! Als konkretes Beispiel sei die Auslastung einer kleinen Rettungswache im 
Südwesten Schleswig-Holsteins genannt (ein RTW, der rund um die Uhr in 12-Stunden-Schichten besetzt wird). Im 
Jahr 2016 wurde dieser einzelne RTW ca. 3600 Mal alarmiert, das entspricht also durchschnittlich ca. 10 Alarmie-
rungen pro 24 Stunden. Man mag sich selber ausrechnen, wie viel Bereitschaftszeit da am Ende übrigbleibt. Im Ge-
genteil: Einsatzbedingte Überstunden gehören zwischenzeitlich zum Alltag.

Die Annahme, dass ein nicht unerheblicher Teil der Arbeitszeit auf Bereitschaftszeit entfällt, hier also quasi nichts zu 
tun ist, stammt aus den 70er oder 80er-Jahren des letzten Jahrhunderts und passt unter den geschilderten erheb-
lichen Veränderungen der rettungsdienstlichen Anforderungen schlichtweg nicht mehr in die Zeit. Es ist uns zwar 
bewusst, dass es nach wie vor auch Bereiche mit einer geringeren Auslastung gibt, in denen die 48 Stunden zumin-
dest besser. In anderen Bereichen mit entsprechend hoher bis sehr hoher Auslastung kommen die Kolleginnen und 
Kollegen aber ans Limit und darüber hinaus. Die Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit ist daher dringend ge-
boten. 

Sie sollte auch bei den Durchführern der Rettungsdienste, also den Arbeitgebern, in den Fokus rücken, denn auch 
die Dienststellen, die Unternehmen und die Patienten haben mit den Folgen zu kämpfen wie z.B.: 
•	 größer werdende Schwierigkeiten bei der Personalgewinnung
•	 Abwanderung von Fachkräften in andere Branchen/Unternehmen mit geringerer Stundenwoche
•	 kürzer werdende Verweildauer im Unternehmen, auch bei ehemaligen Azubis
•	 zunehmende Unzufriedenheit durch schlechte Familienverträglichkeit, erschwerte Kinderbetreuung und gefühlte 

Schlechterstellung gegenüber anderen Beschäftigten.



komba rundschau 2/2020 13

Unter anderem führte hierzu der Ministerpräsident Daniel Günther am 13. Februar 2018 in Kiel aus: „Auch eine 
schrittweise Reduzierung, bspw. analog zu den Beschäftigten Landesbediensteten bei Polizei und Justiz ist denkbar:  
„Die Jamaika-Koalition setzt damit ein weiteres Projekt aus dem Koalitionsvertrag um. Wir wollen gesundheitliche 
Belastungen, die sich aus dem Schichtdienst ergeben, schon jetzt ausgleichen. Damit können und wollen wir nicht 
bis zum Ende der beruflichen Laufbahn unserer Beschäftigten warten“.

Diese Ungleichbehandlung von Landesbediensteten und Kommunalbeschäftigten mit vergleichbarer Belastung 
darf nicht hingenommen werden.

Ebenfalls sollte das Renteneintrittsalter für die Beschäftigten im Rettungsdienst gesenkt werden. Die jahrzehntelan-
ge hohe Belastung im Wechselschichtdienst mit langen Arbeitszeiten führt dazu, dass derzeit kaum ein Notfallsani-
täter den Renteneintritt in seinem in Vollzeit ausgeübten Beruf erlebt. Viele suchen sich vorher eine Beschäftigung 
in anderen, weniger belasteten Branchen, was den Fachkräftemangel nochmals verstärkt oder reduzieren ihre Ar-
beitszeit notgedrungen, was stets mit erheblichen Abschlägen in Entgelt und Rente verbunden ist. Dies wird nicht 
zuletzt als Geringschätzung für die jahrelangen fordernde Tätigkeiten im Rettungsdienst wahrgenommen. Wir bit-
ten Sie als Vorsitzenden des Deutschen Landkreistages diese aus unserer Sicht dringend notwendigen Forderungen 
in den zukünftigen Verhandlungen konstruktiv zu begleiten. Für ein persönliches Gespräch stehen wir gerne zur Ver-
fügung.“� JP  

Tarifverhandlungen Digitalisierung:

Noch viele Hürden und Fragezeichen
Bundesinnenminister Horst Seehofer hat mit seiner Zusage, Tarifverhand-
lungen zum Thema Digitalisierung aufzunehmen, eine gewerkschaftliche 
Forderung aufgegriffen. Die erste Runde hat in Berlin stattgefunden. Die am 
Verhandlungstisch sitzenden Verhandlungspartner lassen bereits das erste 
Problem sichtbar werden. Während die Gewerkschaften zu Verhandlungen 
mit Bund, Länder und Gemeinden bereit sind, saß auf der Arbeitgeberseite 
lediglich der Bund. Die übrigen Sozialpartner sehen offenbar derzeit keinen 
Verhandlungsbedarf, womit sie sich aber auch der Möglichkeit berauben, 
einen ersten, möglicherweise Maßstäbe setzenden Tarifvertrag mitzuge-
stalten.

Ungeachtet dessen galt es, in den 
Verhandlungen mit dem Bund, zu-
nächst die Themen abzustecken, die 
Gegenstand eines möglichen Tarif-
vertrages werden können. Zunächst 
wollen sich die Verhandlungspartner 
auf drei Themen konzentrieren: Qua-
lifizierung, Beschäftigungssicherung 
und Mobiles Arbeiten, welches auch 
das Thema Homeoffice erfasst. Der 
Bund hatte auf eine deutliche Be-
grenzung Wert gelegt, zumal auch 

eventuell maßgebende Entwick-
lungen der Gesetzgebung zum Bei-
spiel zur Arbeitszeit abgewartet wer-
den sollen.

Für die komba, die - vertreten durch 
den stellvertretenden Bundesvorsit-
zenden Kai Tellkamp - der Verhand-
lungskommission angehört, um ge-
gebenenfalls bruchfrei in Gespräche 
mit den Kommunen einsteigen zu 
können, ist ergänzend bedeutsam, 

dass von positiven Ergebnissen mög-
lichst viele Kolleginnen und Kollegen 
profitieren. Einschränkungen im Gel-
tungsbereich sollten deshalb vermie-
den werden. Ergänzend gilt es Wege 
zu finden, dem Regelungsbedarf für 
beide Statusgruppen gerecht zu wer-
den.

Zunächst bleibt abzuwarten, wie sich 
die Fortsetzung der Tarifverhand-
lungen in der aktuellen von Corona 
geprägten Phase gestaltet.� KT  

Der Präsident des deutschen Landkreistages Norbert Sager bekommt 
von Geschäftsführer Jens Paustian das Schreiben der komba gewerk-
schaft übergeben.
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Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein:

Anpassung nicht nur für Personalräte im Schulbereich 
sondern auch für JAV nutzen

Die aufgrund einer schulrechtlichen Änderung erforderliche Anpassung des Schleswig-Holsteinischen Mitbestim-
mungsgesetzes (MBG) sollte auch genutzt werden, um die Grundlage für die Arbeit der Jugend- und Ausbildungsver-
tretungen zeitgemäß weiterzuentwickeln. Insbesondere geht es darum, dass alle Auszubildenden unabhängig von 
ihrem Alter wählen und kandidieren dürfen sowie ihre Interessen von der JAV vertreten lassen können.

Die Änderung des Mitbestimmungs-
gesetzes ist erforderlich, weil die 
dortigen Spezialregelungen für den 
schulischen Bereich an die Grün-
dung des Schleswig-Holsteinischen 
Institutes für Beruflichen Bildung 
(SHIBB) angepasst werden müssen. 
Das SHIBB entsteht im Zuge der Bün-
delung der Kompetenzen der be-
ruflichen Bildung einschließlich der 
Schulaufsicht über die berufsbilden-
den Schulen.

Die gewerkschaftliche Spitzenorga-
nisation der komba gewerkschaft 
schleswig-holstein, der dbb schles-
wig-holstein, hat sich gegenüber der 
Staatskanzlei dafür ausgesprochen, 
dass im Zuge der Änderung auch die 
Regelungen für die JAV angepasst 
werden. Die in der JAV-Praxis - und 
nach unserer Auffassung auch allge-
mein absolut berechtigte - Kritik be-
trifft insbesondere die im MBG fest-
geschriebene Altersgrenze von 24 

Jahren für die Wahlberechtigung 
und Wählbarkeit. Damit wird vielen 
Auszubildenden nicht nur die Mög-
lichkeit verbaut, sich zu engagieren. 
Häufig wird die Bildung der vollstän-
digen JAV aufgrund der Potentialre-

duzierung auch spürbar erschwert.
Deshalb haben wir der Staatskanz-
lei einen Formulierungsvorschlag zur 
Verfügung gestellt, der auch dem 
gerade im JAV-Bereich erstrebens-
werten Ziel schlanker und unkompli-
zierter Vorschriften gerecht wird.

Zudem kommt eine aktuell bedeut-
same Weiterentwicklung der Perso-
nalratsarbeit im Zusammenhang mit 
Digitalisierungsprozessen infrage. 
Das betrifft die Option, Sitzungen/
Beschlussfassungen auch ohne Prä-
senzsitzungen zu ermöglichen sowie 
den Umgang mit elektronischer Ak-
tenführung.

Im Übrigen sollten Vorschläge zur 
Änderung des MBG zunächst sorg-
fältig zusammengetragen und zum 
Gegenstand eines gesonderten be-
hutsamen Prozesses gemacht wer-
den.
� KT  

Gesetz über die Mitbestimmung 
der Personalräte

(Mitbestimmungsgesetz 
Schleswig Holstein - MBG Schl.-H.)

MBG
Mitbestimmungsgesetz

Entwicklung der Arbeitszeit:

Es darf gern etwas mehr sein
Damit meinen wir natürlich nicht noch mehr Arbeit – die Arbeitszeit ist sicher hoch genug, wenn nicht zu hoch. Nein, 
gemeint ist mehr Bewegung mehr Fortschritt, mehr Innovation. Und zwar nicht nur, wenn es darum geht, Krisensi-
tuationen zu meistern, sondern um nachhaltige Fortschritte im Interesse der Beschäftigten zu erreichen. Die komba 
gewerkschaft hat gemeinsam mit ihrem Spitzenverband, dem dbb, aktuelle Vorschläge zusammengetragen und auf 
Bundes- und Landesebene platziert. Unter anderem wurde gegenüber der schleswig-holsteinischen Staatskanzlei 
angeregt, entsprechende Gespräche und Verhandlungen aufzunehmen. Einige uns bewegende Themen haben wir 
zusammengefasst:

Langzeitkonten

Im öffentlichen Dienst haben sich 
Arbeitszeitkonten längst etabliert. 
Doch es handelt sich meist um Gleit-
zeitkonten mit eher eingeschränkten 
Dispositionsmöglichkeiten. Durch 
Abweichungen vom (täglichen) Ar-
beitszeitsoll kann ein begrenztes 
Zeitguthaben angesammelt werden, 
welches stundenweise oder an ein-

zelnen Tagen wieder abgebummelt 
werden kann.

Diese begrenzten Gestaltungsspiel-
räume bleiben jedoch weit hinter 
den Möglichkeiten und zunehmend 
auch heutigen Erwartungshaltungen 
zurück, die mit Arbeitszeitflexibilität 
und Arbeitszeitsouveränität verbun-
den werden. Der Wunsch vieler Be-
schäftigter ist es, ein umfangreiche-

res Guthaben aufzubauen, um es zu 
einem späteren Zeitpunkt nach per-
sönlichen Wünschen oder Erforder-
nissen besonderer Lebenslagen für 
Freistellungen einzusetzen.

Um derartige Möglichkeiten zu eröff-
nen, kommen Langzeitkonten in Fra-
ge. Diese spielen in der Praxis des öf-
fentlichen Dienstes jedoch noch eine 
ausgesprochen geringe Rolle, zumal 
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häufig Informationen fehlen. Die 
komba hat sich vorgenommen, das 
Potential für die Attraktivitätssteige-
rung von Arbeitsplätzen darzustellen 
und nutzbar zu machen, aber gleich-
zeitig vor möglichen Fallstricken zu 
warnen. komba und dbb bereiten zu 
diesem Zweck eine entsprechende 
Darstellung vor.

Ausgleich von Mehrarbeit

In der Praxis kommt es häufig zu Pro-
blemen, zusätzlich geleistete Arbeits-
stunden auszugleichen oder aus-
zuzahlen. Bei den Beamtinnen und 
Beamten kommen unzureichende 
und nicht mehr zeitgemäße Rege-
lungen hinzu: Danach besteht eine 
Ausgleichspflicht erst dann, wenn die 
regelmäßige Arbeitszeit um mehr als 
fünf Stunden im Monat überschritten 
wird. Hinzu kommt, dass eine Mehr-
arbeitsvergütung in der allgemeinen 
Verwaltung nahezu unmöglich ist. 
Eine Sonderregelung, nach der für 
die Protokollführung bei Sitzungen 
kommunaler Gremien 20 Euro je Sit-
zungstag gezahlt werden können, ist 
eine mit der Fürsorgepflicht nicht zu 
vereinbarende Unterbezahlung. Aus 
unserer Sicht darf der insgesamt be-
stehende Handlungsbedarf nicht 
länger ignoriert werden.

Flexibilisierung des Arbeitszeitrah-
mens und der Ruhezeiten

Die zunehmende Bedeutung und 
Vielschichtigkeit von Familienfreund-
lichkeit, Digitalisierung und Homeof-
fice haben zu einer größeren Band-
breite von Wünschen und Modellen 
hinsichtlich des Arbeitszeitrahmens 
(Beginn und Ende der täglichen Ar-
beitszeit) und der Ruhezeiten (Min-
destpause nach Ende des Arbeits-
tages) geführt. Einerseits gilt es, den 
Schutz der Beschäftigten zu gewähr-
leisten, andererseits bestehen Wün-
sche nach größerer Flexibilität. Es 
sollte aus unserer Sicht ein Prozess in 
Gang gesetzt werden, um beide An-
liegen sachgerecht miteinander ver-
zahnen zu können. 

Altersteilzeit

Die Altersteilzeit spielt in der Pra-
xis eine abnehmende Rolle. Dies ist 
insbesondere auf die gering ausge-
prägte Anspruchssituation zurück-
zuführen. Auf Landesebene kommt 
hinzu, dass die Nutzung von Alters-
teilzeit zwingend an den anschlie-
ßenden Wegfall entsprechender 
Stellen geknüpft wird. Darin kommt 
jedoch ein veraltetes Verständ-
nis von Altersteilzeit zum Ausdruck: 
Die „Chance“ von Altersteilzeit liegt 

längst nicht mehr in einem Arbeits-
platzabbau, sondern in guten Mög-
lichkeiten für alter(n)sgerechtes Ar-
beiten sowie Wissenstransfer.

Regelmäßige Arbeitszeit

Auf dieser Baustelle ist nach wie vor 
ein ungerechtfertigter Stillstand zu 
verzeichnen. Insbesondere die regel-
mäßige Arbeitszeit von 41 Wochen-
stunden für Beamte halten wir für zu 
hoch. Damit geht eine Beeinträchti-
gung der Familienfreundlichkeit, der 
Motivation und häufig auch der Ge-
sundheit einher.

Homeoffice

Auch mit diesem derzeit besonders 
aktuellen Thema befassen wir uns 
intensiv. Näheres kann dem Beitrag 
zu den Tarifverhandlungen Digitali-
sierung entnommen werden.� KT  

Herausragende Bedeutung vieler Berufsgruppen:

Sonderprämien keine Lösung für den Bedarf nachhaltiger Verbesserungen
Gerade in der von Corona dominierten Situation richtet sich der Blick anerkennend auf Berufsgruppen, deren Leis-
tungen jetzt als besonders wertvoll wahrgenommen werden. Vom Kassenpersonal im Supermarkt über Paketbo-
ten bis zur Pflegekraft sind verschiedenste Bereiche dabei. Da ist es nachvollziehbar, dass Vorstellungen und For-
derungen aufkommen, die Arbeit der entsprechenden Beschäftigten zusätzlich finanziell zu würdigen. Initiativen 
kommen aus der Mitte der Gesellschaft, aus den Reihen der Beschäftigten und auch aus der Politik. Dabei wird es 
zunehmend schwierig, den Überblick über den Diskussions- und Regelungsstand zu behalten.

In diesem Zusammenhang wurde in einem der vielen ge-
setzgeberischen Schnelldurchgänge die Voraussetzung 
geschaffen, steuerfreie Bonuszahlungen in Höhe von bis 
zu 1.500 Euro auszuzahlen. Doch welche Berufsgruppen 
sollen denn nun profitieren?

Neue Gerechtigkeitslücken 
sollten vermieden werden

Es ist natürlich verlockend und leicht, auf den Zug auf-
zuspringen und entsprechende Forderungen aufzustel-

len – aber eben auch gefährlich. Denn es bleiben im-
mer Berufsgruppen auf der Strecke, die ebenfalls einen 
Bonus verdient hätten, was Gerechtigkeitslücken provo-
ziert. Das wird bereits am prominenten Beispiel der Pfle-
gekräfte deutlich: Müssten nicht zum Beispiel auch die 
dort tätigen Reinigungskräfte sowie Beschäftigte im Ret-
tungsdienst profitieren? Außerdem - wer redet eigentlich 
von den extrem belasteten Kolleginnen und Kollegen in 
den Gesundheitsämtern oder in den vielen anderen Be-
reichen, die das Pandemiegeschehen für die Menschen so 
beherrschbar und erträglich wie irgend möglich machen?

Ziel ist es, neue Wege bei der Ar-
beitszeitgestaltung zu gehen.
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Klare Linie der komba

Aus guten Gründen sind wir als 
komba gewerkschaft sehr vorsich-
tig damit, einzelne Berufsgruppen 
auszuwählen und mit einmaligen 
Prämienzahlungen belohnen zu wol-
len. So billig dürfen Arbeitgeber und 
Politik nicht davonkommen, abgese-
hen von der Gefahr neuer Ungerech-
tigkeiten. Derartige Tarifverträge 
werden deshalb von uns nicht ange-
strebt.

Unser Ansatz ist ein anderer: Wir 
wollen die begrüßenswerte Debat-
te über die Wertschätzung „system-
relevanter Berufe“ nicht einmalig, 
sondern grundlegend und dauer-
haft nutzbar machen. Denn gerade 
jetzt wird deutlich, wie wichtig der 
gesamte öffentliche Dienst für das 
Funktionieren unseres Staates und 
für den Zusammenhalt der Gesell-
schaft ist. Politik und Arbeitgeber 
müssen endlich einsehen: Der ge-
samte öffentliche Dienst ist system-
relevant. Deshalb sind dort ohne 
Ausnahme und dauerhaft zeitge-
mäße und attraktive Arbeits- und 
Einkommensbedingungen erforder-
lich. Nur dann werden die Beschäf-
tigten in jeder Lage mit Flexibilität 
und Leistungsfähigkeit ihrer wich-
tigen Funktion gerecht werden kön-
nen. Das ist unsere Erwartung und 
dafür setzen wir uns ein!

Es kann nicht sein, dass stattdes-
sen ein viel zu geringer Teil der Be-
schäftigten mit einem viel zu unwirk-

samen Instrument „bedient“ werden 
soll und dabei auf Szenenapplaus 
gesetzt wird. Das kann nur als Pro-
filierungsversuch unter Ausnutzung 
einer Krisensituation oder sogar als 
Ablenkungsmanöver von Fehlent-
scheidungen gewertet werden.

Beispiel Pflege - Der Teufel 
steckt im Detail

Solche Fehlentscheidungen hat es 
am Beispiel der Pflege nämlich im-
mer wieder gegeben: Es existieren 
nur noch wenige Pflegeheime in 
kommunaler oder öffentlicher Hand, 
auch im Krankenhausbereich ist 
ein ähnlicher Trend zu verzeichnen. 
Mit Ausgliederungen oder Privati-
sierungen wurden und werden „er-
folgreich“ Einsparungen realisiert, 
insbesondere auf dem Rücken der 
Pflegekräfte – nämlich durch eine 
damit verbundene Flucht aus den Ta-
rifverträgen des öffentlichen Diens-
tes. Hinzu kommt die ausgesprochen 
komplizierte Finanzierung und Refi-
nanzierung von Gesundheitsdienst-
leistungen.

Die bestehende Vielschichtigkeit 
führt auch zu Problemen, eine even-
tuelle Sonderprämie zuverlässig und 
aus einem Guss zu gestalten: Zahlt 
der Arbeitgeber, die Sozialversiche-
rung oder der Steuerzahler? Wie 
wird eine einheitliche Verbindlichkeit 
geregelt? Soll die Alten- und auch 
die Krankenpflege profitieren? Sind 
Bund und Länder oder sogar bei-
de Ebenen gefordert? Ist dafür der 
pauschale Einsatz von Steuergeldern 
überhaupt legitim?

Inzwischen liegt eine Beschlussla-
ge der Bundesregierung vor. Danach 
sollen 1.000 Euro an Beschäftigte 
in der Altenpflege gezahlt werden, 
und zwar von der Pflegekasse. Be-
schäftigte, die weniger als ein Vier-
tel ihrer Arbeitszeit direkt mit Pfle-

Bonuszahlungen nur für einen Teil 
der Beschäftigten?

gearbeit verbringen, sollen 500 Euro 
bekommen. Länder und Arbeitgeber 
können die Prämie auf bis zu 1.500 
Euro aufstocken. Doch Fragen blei-
ben offen und weitere Auseinander-
setzungen sind vorprogrammiert.

Als komba gewerkschaft bleiben wir 
dabei: Die Lösung für eine faire fi-
nanzielle Wertschätzung der unend-
lich wichtigen und herausfordernden 
Arbeit in der Pflege liegt in dauerhaft 
vernünftigen und verbindlichen Ent-
geltregelungen und richtigen politi-
schen Weichenstellungen.

Besondere Dynamik 
in Schleswig-Holstein

Schleswig-Holstein war eines der er-
sten Bundesländer, in denen ein Pfle-
gebonus thematisiert wurde, initi-
iert insbesondere durch die Grünen. 
Das Thema hat eine Eigendynamik 
entwickelt und ist auch bereits Ge-
genstand von Landtagsdebatten. 
Dort sah man sich aber bislang mit 
der dargestellten unklaren Zustän-
digkeits- und Finanzierungsfrage 
konfrontiert. Vorsorglich sollen be-
merkenswerte 40 Millionen Euro im 
Nachtragshaushalt bereitgestellt 
werden.

Der dbb schleswig-holstein hat als 
gewerkschaftliche Spitzenorganisati-
on der komba gewerkschaft die Lan-
desregierung in einem offenen Brief 
auf die dargestellten Probleme hin-
gewiesen und eine Debatte darüber 
eingefordert, welche Arbeits- und 
Einkommensbedingungen dauerhaft 
notwendig sind, um unseren Staat 
funktionsfähig zu halten. Weiter ist 
zu diskutieren, ob entsprechende 
Funktionen innerhalb oder außer-
halb öffentlich-rechtlicher Struk-
turen anzusiedeln sind. Es bleibt ab-
zuwarten, ob die politischen Akteure 
Bereitschaft und Mut zeigen, sich 
dieser Debatte zu stellen. Wir sind je-
derzeit bereit!� KT  

Eine Reise in die goldene Stadt  Prag - Staat und Gesellschaft in Tschechien
Fast 20 Teilnehmer und Teilneh-
merinnen waren der Einladung des 
dbb sh gefolgt und konnten im Sept-
mber 2019 im Rahmen eines gesell-
schaftspolitischen Seminars die-

se wunderbare Stadt erleben. Von 
den  komba  Kreisverbänden Dith-
marschen, Flensburg und Schles-
wig-Flensburg waren wieder einmal 
neun Kombaner/innen mit auf die 

Reise gegangen, um mit unserem 
dbb Landesbundsvorsitzendern, Kai 
Tellkamp, die goldene Stadt zu ero-
bern.
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Die Anreise zum Seminarort Prag ge-
stalltete sich ziemlich lässig mit der 
Bahn, denn der EC fuhr von Kiel bis 
Prag durch und in knapp siebenein-
halb Stunden war die Truppe in Prag 
angekommen. Schnell das wahr-
lich schöne und gut ausgestatte Ho-
tel Adler gefunden und gleich hinein 
in das Vergnügen der deutschpra-
chigen Führung des Stadteils „hrad-
cany“/Prager Burg.

Als erstes sollte uns der Kopf von 
Franz Kafka über den Weg laufen. 
Die bewegliche Skulptur ist aus Me-
tall, gut 10 Meter hoch und ist seit 
ihrer Enthüllung im Jahr 2014 eines 
der meist diskutierten Kunstwerke in 
Tschechien und war sofort begehrtes 
Fotomotiv.

Das Altstädter Rathaus im Südos-
ten des Prager Altstadtrings war und 
ist die eigentliche Sehenswürdigkeit. 
Der Bau mit seinem prächtigen Turm 
wurde im 14. Jahrhundert errichtet 
und im 19. Jahrhundert noch ein-
mal erweitert. Neben der Architek-
tur und Geschichte des Bauwerks ist 
die Orloj, die astronomische Uhr, ein 
Hingucker für Einheimische und Tou-
risten. Die Rathausuhr befindet sich 
an der Südseite des Gebäudes und 
gilt als Kulturdenkmal, in der sich die 
Fähigkeiten und Errungenschaften 
der gotischen Wissenschaften wi-
derspiegeln. Die Uhr verfügt über ein 
astronomisches Ziffernblatt und ei-
nen Kalender, verziert ist sie mit vie-
len detailgetreu gestalteten Figuren 

vom Philosophen über den Astro-
nomen bis zum Gevatter Tod. Natür-
lich wurde uns auch das Innenleben 
des Rathauses und die Funktion der 
Uhr erläutert, aber auch die Verfah-
rensgänge der städtischen Verwal-
tung. So war es für die Stadt Prag 
zum Beispiel kein Problem, Nach-
wuchskräfte oder Fachkräfte für die 
Arbeit der Stadtverwaltung zu gene-
rieren.

Überhaupt ist festzustellen, und das 
wurde im Vortrag in der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung klar, es gibt ein gewal-
tiges soziales Gefälle in den Lebens-
verhältnissen der Prager Menschen 
und der im Umland oder auf dem 
Lande Tschechiens.

In den Tagen sind wir über die be-
rühmte Karlsbrücke gegangen und in 
einer der vielen Seitengänge am Pub 
von John Lennon vorbei und an sei-
ner Mauer entlang gewandelt.

Bei der heutigen John-Lennon-Mau-
er handelte es sich zunächst um eine 
einfache Mauer in der Prager Alt-
stadt. In jeder jungen Graffiti-Szene 
der Tschechoslowakei im Laufe der 
Achtziger Jahre wurde sie genutzt, 
um Bilder von John Lennon sowie 
Liedtexte von ihm und den Beatles 
aufzusprühen. Schon bald wurden 
diese um politische Botschaften er-
gänzt, die sich gegen die damalige 
kommunistische Regierung wand-
ten. 

Am beeindruckensten fand ich per-
sönlich der Besuch des jüdischen 
Viertels. Im ehemalig jüdischen Vier-
tel Josefov der Prager Altstadt liegt 
der Alte Jüdische Friedhof, der zu den 
ältesten und bekanntesten seiner Art 
in Europa zählt. Es handelt sich nicht 
um eine Gedenkstätte des Zweiten 
Weltkriegs, vielmehr reicht die Tradi-
tion des Friedhofes bis ins 15. Jahr-
hundert zurück. Mehr als 100.000 
sterbliche Überreste sollen auf dem 
Areal mit 12.000 Grabsteinen be-
graben liegen. Dies ist umso bemer-
kenswerter, da das Gelände mit gut 
einem Hektar vergleichsweise klein 
ist.

Alleine durch die räumlichen Ge-
gebenheiten des jüdischen Ghet-
tos früherer Jahrhunderte gab es 
keine Möglichkeiten, das Gelände 
des Friedhofs zu erweitern. Entspre-
chend wurde im Laufe der Epochen 
der Friedhof in mehreren Schich-
ten für das Ablegen von Gebeinen 
genutzt. Auch die Grabsteine auf 
dem Gelände haben für europä-
ische Verhältnisse einen sehr gerin-
gen Abstand und sorgen für ein un-
gewohntes Bild. Ein Besuch auf dem 
Friedhof lädt zu einer leicht morbi-
den Entdeckungsreise ein. 

Neben diesen Besichtigungen gab es 
abends ausreichend Gelegenheit, die 
tschechische Küche und tschechische 
Getränke zu genießen. Davon hat die 
Gruppe gut Gebrauch  gemacht, gibt 
es doch unzählige, sehr urige Bistros 

und Bars, in denen man sehr 
schnell bei einem Pivo ins Ge-
spräch kommen kann. 

Mein Fazit der einwöchigen 
Tour: es macht immer wie-
der eine Riesenfreude in der 
Community des dbb sich sol-
ch einer Bildungsreise an-
zuschließen. Und so wird 
neben einer persönlichen 
kulturellen und geistigen Er-
weiterung auch immer wie-
der das Netzwerk komba 
und dbb gestärkt. Insoweit 
freue ich mich auf die hof-
fentlich im August 2020 statt-
findende Tour nach Luxem-
burg.� LC 
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Seniorenecke

Wir gratulieren!

Alles Gute wünschen wir unseren Kolleginnen und Kolle-
gen, die in den vergangenen Wochen ihren 60., 65., 70., 
75. oder 80. Geburtstag hatten oder älter als 80 Jahre ge-
worden sind.

81. Geburtstag
07.04. Alfred Bohl, Itzehoe

84. Geburtstag
28.03.  Manfred	 Haberbeck, Lübeck

96. Geburtstag
17.04  Ewald Meier, Dithmarschen�  

Fragen, Wünsche, 
Anregungen?

Unseren Seniorenbeauftragten erreichen Sie wie 
folgt:

Bernd Günther Schmidt

EMail: senioren@komba-sh.de

Sind Sie per Fax oder EMail zu erreichen und möchten 
Sie aktueller über Ereignisse und Angebote für Seni-
oren informiert werden? Dann teilen Sie Ihre Adresse 
unserem Seniorenbeauftragten mit! 	 �  

komba jugend bleibt aktiv
Wie so viele Veranstaltungen in dieser Zeit, musste auch der komba Bundesjugendausschuss Ende März abgesagt 
werden. Das hat uns aber nicht daran gehindert, uns via Skype am 21.03.2020 mit 14 Personen aus ganz Deutsch-
land zum ersten digitalen Bundesjugendausschuss zu treffen. 

Dabei haben sich die Vertreterinnen und Vertreter der je-
weiligen Landesjugendleitungen über die aktuelle Lage 
und Planungen ausgetauscht. Natürlich war auch der 
Fortschritt der Digitalisie-
rung ein großes Thema. 
Für Schleswig-Holstein ha-
ben Maria Schiemann und 
Fabian Bellinghausen teil-
genommen und waren mit 
dem Format sehr zufrieden. 
Dennoch hat auch der per-
sönliche Austausch einige 
Vorteile. Daher hoffen wir, 
dass zumindest der Bundes-
jugendausschuss im Herbst 
2020 wie geplant stattfin-
den kann. 

Bei dem Austausch wurde 
auch deutlich, dass gerade 
junge Beschäftigte in dieser 
Zeit besonderen Aufgaben 
gegenüberstehen. Viele sind 
direkt mit wichtigen Aufga-
ben betraut, zum Beispiel 
im Krisenstab, andere helfen in den stark betroffenen Be-
reichen aus - so ist auch unser Landesjugendleiter Fabi-
an Bellinghausen für einige Wochen als Unterstützung im 
Gesundheitsamt eingesetzt. 

Natürlich geht die Situation auch an der Planung der 
komba jugend schleswig-holstein nicht spurlos vorbei. 

Ob eine Neuauflage unserer Brauereiführung wie ur-
sprünglich geplant in Hamburg stattfinden kann, ist noch 
sehr fraglich. Dennoch sind wir weiterhin aktiv und berei-

ten uns auf das neue Ausbil-
dungsjahr vor, welches zum 
01.08.2020 beginnen wird. 
Die neuen Azubis und An-
wärter wollen wir natürlich 
wieder mit den Startermap-
pen ausstatten, um diese 
vom ersten Tag an mit den 
wichtigsten Informationen 
zu versorgen. Zudem hoffen 
wir auch, beim Eröffnungs-
tag der FHVD Altenholz wie-
der mit einem Infostand ver-
treten sein zu können. 

Nicht zuletzt laufen auch die 
Planungen für den Landes-
jugendtag im kommenden 
Frühjahr weiter, bei dem 
auch eine neue Landesju-
gendleitung gewählt wird. 
Hast Du Lust, bei der komba 

aktiv zu werden? Dann melde Dich gerne bei uns: 

jugend@komba-sh.de. 

Die komba ist eine starke Gemeinschaft - auch in Krisen-
zeiten! � FB 

komba jugend
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Arbeitnehmer Beamte Monatsbeitrag
Entgeltgruppe Besol-

dungsgrup-
pe

bei Ruhestand, 
Teilzeit und 
Altersteilzeit

TVöD/ TV-L TVöD/TV-L Pflege TVöD SuE TV-V A Euro Euro
1 11,00 5,50

1 12,00 6,00
2-5 12,50 6,25

2 2 6 13,50 6,75
7 14,00 7,00

3 3a 3  14,50 7,25
4 4a S 3 8 15,00 7,50
5  4  15,50 7,75
6 S 4 9 16,00 8,00
7 7a 5 16,50 8,25
 S 5/ S 6  17,00 8,50
8 8a S 7/ S 8 6 10 17,50 8,75
 S 9 18,00 9,00
9 S 10 7 19,00 9,50
 9a/9b S 11/ S 12 11 20,00 10,00

 S 13/ S 14 8  20,50 10,25
10 S 15 9 21,50 10,75
11 9c S 16  12 22,00 11,00
 9d S 17 22,50 11,25

12 10a  10  23,00 11,50
  S 18   23,50 11,75

11a/11b   24,00 12,00
  11 13 25,00 12,50

13  14 25,50 12,75
 12a  26,00 13,00
 12  26,50 13,25

14 13 28,00 14,00
15 14 30,50 15,25

 15 31,50 15,75
15 32,50 16,25

16 34,50 17,25
Während der Ausbildung, einer Beurlaubung (einschl. Elternzeit) 
und in weiteren Fällen gemäß Beitragsordnung. 2,50
Bei anderen Tarifverträgen 0,7 % der jeweiligen ersten Stufe der Entgeltgruppe.
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komba gewerkschaft schleswig-holstein, Hopfenstraße 47, 24103 Kiel               Gläubiger-Identifikationsnummer DE19ksh00000480359
Gläubiger ID und Mandatsreferenz des zuständigen Regionalverbandes werden beim Abruf des komba Beitrages auf dem Kontoauszug aufgeführt.

SEPA Lastschriftmandat
Ich ermächtige die komba gewerkschaft schleswig-holstein, die satzungsgemäßen Mitgliedsbeiträge monatlich von meinem Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der komba gewerkschaft schleswig-holstein auf mein Konto gezogenen Lastschrif-
ten einzulösen.
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten 
dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Name, Vorname (Kontoinhaber):

Straße, Nr., PLZ, Ort:

Kreditinstitut:

IBAN:          BIC:

Ort, Datum:        Unterschrift:

Beitrittserklärung

Ich möchte ab    Mitglied der komba gewerkschaft schleswig-holstein werden und verpflichte mich, den satzungsgemäßen Bei-
trag monatlich zu zahlen. Ich bin damit einverstanden, dass die nachstehenden Daten und spätere Veränderungen für gewerkschaftliche Zwecke 
gespeichert werden.

Name, Vorname:                  geb.:

Straße, Nr.:                 PLZ, Ort:

Telefon privat:              dienstl.:                 Email:          

Status:      Arbeitnehmer/in, Entgeltgruppe    im       TVöD/TV-L (auch Pflege, SuE)          TV-V         sonstiger Tarif:

      Beamtin/Beamter, Besoldungsgruppe            Azubi bis                           Anwärter/in  bis 

Beschäftigungsumfang:      Vollzeit   Teilzeit mit   Stunden

Dienststelle:        Beruf:

Mitglied:             im Personalrat    im Betriebsrat  in der JAV           in der Schwerbehindertenvertretung

Datum:          Unterschrift:

Geworben hat mich:

D E

komba gewerkschaft 
schleswig-holstein
Hopfenstraße 47
24103 Kiel

Telefon 0431.535579-0
Telefax  0431.535579-20

info@komba-sh.de
www.komba-sh.de

auch online

komba gewerkschaft

Nähe ist 
unsere Stärke

Arbeitnehmer Beamte Monatsbeitrag
Entgeltgruppe Besol-

dungsgrup-
pe

bei Ruhestand, 
Teilzeit und 
Altersteilzeit

TVöD/ TV-L TVöD/TV-L Pflege TVöD SuE TV-V A Euro Euro
1 11,00 5,50

1 12,00 6,00
2-5 12,50 6,25

2 2 6 13,50 6,75
7 14,00 7,00

3 3a 3  14,50 7,25
4 4a S 3 8 15,00 7,50
5  4  15,50 7,75
6 S 4 9 16,00 8,00
7 7a 5 16,50 8,25
 S 5/ S 6  17,00 8,50
8 8a S 7/ S 8 6 10 17,50 8,75
 S 9 18,00 9,00
9 S 10 7 19,00 9,50
 9a/9b S 11/ S 12 11 20,00 10,00

 S 13/ S 14 8  20,50 10,25
10 S 15 9 21,50 10,75
11 9c S 16  12 22,00 11,00
 9d S 17 22,50 11,25

12 10a  10  23,00 11,50
  S 18   23,50 11,75

11a/11b   24,00 12,00
  11 13 25,00 12,50

13  14 25,50 12,75
 12a  26,00 13,00
 12  26,50 13,25

14 13 28,00 14,00
15 14 30,50 15,25

 15 31,50 15,75
15 32,50 16,25

16 34,50 17,25
Während der Ausbildung, einer Beurlaubung (einschl. Elternzeit) 
und in weiteren Fällen gemäß Beitragsordnung. 2,50
Bei anderen Tarifverträgen 0,7 % der jeweiligen ersten Stufe der Entgeltgruppe.
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komba gewerkschaft schleswig-holstein, Hopfenstraße 47, 24103 Kiel               Gläubiger-Identifikationsnummer DE19ksh00000480359
Gläubiger ID und Mandatsreferenz des zuständigen Regionalverbandes werden beim Abruf des komba Beitrages auf dem Kontoauszug aufgeführt.

SEPA Lastschriftmandat
Ich ermächtige die komba gewerkschaft schleswig-holstein, die satzungsgemäßen Mitgliedsbeiträge monatlich von meinem Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der komba gewerkschaft schleswig-holstein auf mein Konto gezogenen Lastschrif-
ten einzulösen.
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten 
dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Name, Vorname (Kontoinhaber):

Straße, Nr., PLZ, Ort:

Kreditinstitut:

IBAN:          BIC:

Ort, Datum:        Unterschrift:

Beitrittserklärung

Ich möchte ab    Mitglied der komba gewerkschaft schleswig-holstein werden und verpflichte mich, den satzungsgemäßen Bei-
trag monatlich zu zahlen. Ich bin damit einverstanden, dass die nachstehenden Daten und spätere Veränderungen für gewerkschaftliche Zwecke 
gespeichert werden.

Name, Vorname:                  geb.:

Straße, Nr.:                 PLZ, Ort:

Telefon privat:              dienstl.:                 Email:          

Status:      Arbeitnehmer/in, Entgeltgruppe    im       TVöD/TV-L (auch Pflege, SuE)          TV-V         sonstiger Tarif:

      Beamtin/Beamter, Besoldungsgruppe            Azubi bis                           Anwärter/in  bis 

Beschäftigungsumfang:      Vollzeit   Teilzeit mit   Stunden

Dienststelle:        Beruf:

Mitglied:             im Personalrat    im Betriebsrat  in der JAV           in der Schwerbehindertenvertretung

Datum:          Unterschrift:

Geworben hat mich:

D E

komba gewerkschaft 
schleswig-holstein
Hopfenstraße 47
24103 Kiel

Telefon 0431.535579-0
Telefax  0431.535579-20

info@komba-sh.de
www.komba-sh.de

auch online

komba gewerkschaft

Nähe ist 
unsere Stärke

Beitragstabelle

ab Januar 2020

Arbeitnehmer Beamte Monatsbeitrag

Entgeltgruppe
 

Besoldungs-
gruppe

bei Ruhestand
und Teilzeit (mit

Altersteilzeit)

TVöD/TV-L TVöD-P TVöD-SuED TV-V A Euro Euro

1 13,00 6,50

1 14,00 7,00

2-5 15,00 7,50

2 2 6 16,00 8,00

3 P5 S2 3 7 17,00 8,50

4-5 P6 S3 4 8 18,00 9,00

6-7 P7 S4 5 9 19,00 9,50

  S7 6 10 20,00 10,00

8/N8 P8 S8a  21,00 10,50

9a P9 S8b - S10 7 22,00 11,00

9b P10 S11a 11 23,00 11,50

9c S11b - S13 8 24,00 12,00

 10 P11 S14 - S15 25,00 12,50

11 P12 S16 9 12 26,00 13,00

12 P13 S17 10 27,00 13,50

P14 S18 28,00 14,00

P15 - P16 11 13 29,00 14,50

13 14 30,00 15,00

12 31,00 15,50

14 13 33,00 16,50

15 14 15 36,00 18,00

15 38,00 19,00

16 40,00 20,00

Während der Ausbildung, einer Beurlaubung (einschl. Elternzeit) und in weiteren 
Fällen gemäß Beitragsordnung.

2,50

Bei anderen Tarifverträgen 0,7 % der jeweiligen ersten Stufe der Entgeltgruppe.
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Weitere Informationen: 

dbb sh – Spitzenverband der Fachgewerkschaften und –verbände des öffentlichen Dienstes in Schleswig-Holstein 
Muhliusstr. 65, 24103 Kiel • Tel. 0431.675081 • bildung@dbbsh.de • www.dbbsh.de 

 
 

 

Plätze sichern 
Wissen erweitern 
Chancen nutzen 

 

 
 
Aktuelle Webinare des dbb sh 
Die gegenwärtige Krise führt zu erheblichen Einschränkungen und 
Belastungen. Sie führt aber auch zu einer Beschleunigung auf neuen 
Wegen. So führen wir einige Seminare für Sie jetzt auch als Webinare 
durch. Hier unsere Angebote:  
 
 
 
Stabilität und innere Stärke bei Belastung im Arbeitsalltag durch 
Resilienz 
 
Inhalt: Prinzipien der Resilienz und Stressbewältigungsansätze kennen 
lernen, Resilienz als langfristige Stresspräventionsmethode 
Termine: 19.05.2020 und 29.05.2020, jeweils 10.00 Uhr bis 11.30 Uhr 
Kosten: 40 Euro 
Anmeldefrist: 11.05.2020 
 

 

Ich pack die Prüfung! Die mündliche Prüfung problemlos meistern 
 

Inhalt: Mit gezielter Vorbereitung mündliche Prüfungen meistern: 
überzeugende und sichere Präsentation, Werkzeuge der (nonverbalen) 
Kommunikation 
Termin: 02.06.2020, 10.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
Kosten: 40 Euro 
Anmeldefrist: 18.05.2020 
 
 
 
 
 
 
Zu den vollständigen Einzelausschreibungen mit Anmeldemöglichkeiten 
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Die Einzelausschreibungen mit Anmeldemöglichkeiten finden Sie auf www.komba-sh.de


